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Auf den Antrag vom 25.01.2019 erlässt das Eisenbahn-Bundesamt gemäß § 23 Allgemeines 

Eisenbahngesetz (AEG) folgenden 

Freistellungsbescheid 

1. Die folgenden Flurstücke in der Gemarkung Lichterfelde in Berlin, Strecke Nr. 6039, 

Lichterfelde Süd - Teltow Stadt S-Bahn, werden zum 12.02.2024 von 

Bahnbetriebszwecken freigestellt: 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück Fläche (m2) 
Berlin Lichterfelde 5 6011 1156 
Berlin Lichterfelde 5 6014 1459 
Berlin Lichterfelde 5 6016 19 
Berlin Lichterfelde 5 6017 677 
Berlin Lichterfelde 5 6019 12158 
 
 

2. Bestandteil dieses Bescheides ist der als Anlage beigefügte Lageplan Maßstab 1:1000, 

vom 29.01.2019. 

3. Die Kosten (Gebühren und Auslagen) dieses Bescheides trägt der Antragsteller. 

Gebühren- und Auslagenbescheid ergehen gesondert. 

Hinweis: 

Mit der Freistellung von Bahnbetriebszwecken wird keine Aussage über künftige 

städtebauliche oder sonstige bahnfremde Nutzungsmöglichkeiten der freigestellten 

Fläche bzw. der freigestellten Flächen getroffen. 

Begründung 

I. Sachverhalt 

Mit Schreiben vom 25.01.2019 wurde ein Antrag auf Freistellung von Bahnbetriebszwecken 

für die nachfolgenden Flurstücke, Streckennummer 6039, Lichterfelde Süd - Teltow Stadt S-

Bahn, Streckenkilometer 0,050 - 0,446, gestellt: 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück Fläche (m2) 
Berlin Lichterfelde 5 4427 TF 1459 
Berlin Lichterfelde 5 5999 TF 1156 
Berlin Lichterfelde 5 4428 TF 12842 
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Die in der Spalte Flurstück ggf. verwendete Abkürzung „TF“ bedeutet „Teilfläche“. 

Diesem Antrag ist ein Lageplan beigefügt, in dem die Freistellungsfläche eingezeichnet und 

kenntlich gemacht ist. 

Der Antrag enthält weitere Unterlagen: 

● Erläuterungsbericht vom 25.01.2019 

● Machbarkeitserklärung vom 02.04.2014 

● Flurstücksteilungsentwurf 02.02.2018 

● Flurstücksnachweise vom 24.01.2019 

● Vollmacht vom 26.06.2017 

 

Die Freistellungsfläche umfasst fünf vollständige Flurstücke von Bahn-km 0,050 - 0,446 

bezogen auf die Eisenbahnstrecke 6039 Lichterfelde Süd - Teltow Stadt S-Bahn. Auf der 

Freistellungsfläche befanden sich ehemals Gleisanlagen, welche größtenteils zurückgebaut 

wurden. Aufgrund eines betriebsnotwendigen Kabels zur Stromversorgung der S-Bahn Berlin 

im Grenzbereich der Flurstücke 4428 und 5999 wurden diese gem. dem 

Flurstücksteilungsentwurf vermessen. Über das Flurstück 4427 verläuft der sogenannte 

Zollweg. Dieser unterliegt dem Eisenbahnkreuzungsgesetz und ist nicht freistellbar. Aus 

diesem Grund wurde das Flurstück 4427 vermessen und geteilt. Entsprechend der E-Mail 

der Antragstellerin vom 03.11.2023 sind die Flurstücke 6011 (ehem. 5999), 6014 und 6017 

(ehem. 4427) sowie 6019 (ehem. 4428) Gegenstand des Freistellungsverfahrens. Dem 

Eisenbahn-Bundesamt liegt der Fortführungsnachweis für die neu vermessenen Flurstücke 

vor. 

 

Mit Schreiben vom 25.02.2019 hat das Eisenbahn-Bundesamt die öffentliche 

Bekanntmachung der Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme im Bundesanzeiger 

veranlasst. In dem am 11.03.2019 im Bundesanzeiger erschienenen Text wurden die 

Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Regionalisierung 

des öffentlichen Personenverkehrs (Regionalisierungsgesetz – RegG) bestimmten Stellen, 

die zuständigen Träger der Landes- und Regionalplanung, die betroffenen Gemeinden sowie 

die Eisenbahninfrastrukturunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom 

Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, aufgefordert, innerhalb einer Frist von 

zwei Monaten nach der Veröffentlichung Anregungen und Bedenken, die für oder gegen die 

Freistellung der genannten Flurstücke sprechen, vorzutragen.  
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Mit Schreiben vom 08.05.2019 erklärt die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

Wohnen, Abt. GR - Grundsatzangelegenheiten und Recht Abteilung IV SenUVK Verkehr, 

dass die beantragten Flurstücke nicht freistellbar sind, da die Flächen teilweise 

planungsbefangen sind. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Flächen im Rahmen des 

Projektes i2030 für den Ausbau des S-Bahn- und Regionalverkehrsnetzes oder hinsichtlich 

notwendiger Abstellmöglichkeiten für den S-Bahnbetrieb benötigt werden.  

Weitere Stellungnahmen sind nicht eingegangen. 

Aufgrund der eingegangen Stellungnahme der Senatsverwaltung und nach Rücksprache mit 

der Antragstellerin ruhte der Antrag bis zum Ergebnis der Untersuchung der 

Senatsverwaltung, ob die Flächen für Infrastrukturmaßnahmen und/oder den Wohnungsbau 

genutzt werden sollen. 

Durch die Senatskommission wurde am 23.05.2023 (Konsensliste) beschlossen, dass auf 

der Fläche keine S-Bahn Abstellanlagen errichtet werden. 

Mit Schreiben vom 27.11.2023 hat die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und 

Wohnen bestätigt, dass keine Einwände gegen eine Freistellung bestehen. Die Einwendung 

ist mit Übermittlung der Konsensliste hinfällig. 

Die Konzerngesellschaften der Deutschen Bahn AG erklären mit Schreiben vom 01.11.2023 

dass die Freistellungsfläche nicht mehr länger für Bahnbetriebszwecke benötigt wird und für 

die Flächen keine strategischen Bedarfe bestehen. 

 

II. Rechtliche Würdigung 

Die rechtlichen Voraussetzungen für die Freistellung von Bahnbetriebszwecken der o. g. 

Flurstücke in der Gemarkung Lichterfelde von Berlin gemäß § 23 AEG liegen vor. 

Die Freistellung von Bahnbetriebszwecken konnte daher ausgesprochen werden. 

Rechtsgrundlage für die Freistellung von Bahnbetriebszwecken ist § 23 AEG. 

Nach § 23 Abs. 1 AEG stellt die zuständige Planfeststellungsbehörde für Grundstücke, die 

Betriebsanlage einer Eisenbahn sind oder auf denen sich Betriebsanlagen einer Eisenbahn 

befinden, auf Antrag des Eisenbahninfrastrukturunternehmens, des Eigentümers des 

Grundstücks oder der Gemeinde, auf deren Gebiet sich das Grundstück befindet, oder des 

Trägers der Straßenbaulast einer öffentlichen Straße, der diese Grundstücke für Zwecke des 

Straßenbaus zu nutzen beabsichtigt, die Freistellung von Bahnbetriebszwecken fest, wenn 
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kein Verkehrsbedürfnis mehr besteht und langfristig eine Nutzung der Infrastruktur im 

Rahmen der Zweckbestimmung nicht mehr zu erwarten ist. 

Die formellen Voraussetzungen des § 23 AEG liegen vor. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist für die Entscheidung über die Freistellung von 

Bahnbetriebszwecken gemäß § 23 Abs. 1 AEG i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 S. 2 des 

Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

(Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz- BEVVG) i. V. m. § 18 AEG als 

Planfeststellungsbehörde für Eisenbahnen des Bundes zuständig. 

Die Antragstellerin ist als Eisenbahninfrastrukturunternehmen antragsbefugt. 

Weiter hat das Eisenbahn-Bundesamt das nach § 23 Abs. 2 AEG erforderliche 

Beteiligungsverfahren durch öffentliche Bekanntmachung im Bundesanzeiger durchgeführt. 

Die materiellen Voraussetzungen des § 23 AEG sind ebenfalls gegeben. 

Weiter besteht für die Flurstücke 6011, 6014, 6016, 6017 und 6019 kein Verkehrsbedürfnis 

mehr und die Nutzung der Infrastruktur im Rahmen der Zweckbestimmung ist nicht mehr zu 

erwarten. 

Die von den Konzerngesellschaften der Deutschen Bahn AG abgegebene Stellungnahme 

zur Entbehrlichkeit ergab, dass die Freistellungsfläche dauerhaft nicht mehr für 

Bahnbetriebszwecke benötigt wird und sich auf bzw. in der Fläche keine für den Bahnbetrieb 

notwendigen Eisenbahnbetriebsanlagen mehr befinden. 

Ein eisenbahnrechtliches Zulassungsverfahren ist für die betreffenden Flächen derzeit beim 

Eisenbahn-Bundesamt nicht anhängig. 

Durch die Freistellung von Bahnbetriebszwecken endet die Eigenschaft als Betriebsanlage 

einer Eisenbahn mit der Folge, dass die Fläche aus dem eisenbahnrechtlichen 

Fachplanungsprivileg (§ 38 BauGB i. V. m. § 18 AEG) entlassen und damit die 

Planungshoheit vom Fachplanungsträger Eisenbahn-Bundesamt wieder vollständig auf die 

kommunale Bauleitplanung übergeht. 

Ab diesem Zeitpunkt unterliegen die Flächen und deren Anlagen ausschließlich dem 

allgemeinen Bauplanungsrecht und der kommunalen Zuständigkeit. 
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Das Eisenbahn-Bundesamt verliert auch die Hoheitsbefugnisse und damit gleichzeitig die 

Zuständigkeit für die Aufsicht. Entsprechendes gilt auch für die polizeiliche Zuständigkeit der 

Bundespolizei (vgl. § 3 Abs. 1 BPolG). 

Ausfertigungen dieses Bescheides erhalten: 

• die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien und  

• das Bezirksamt Steglitz - Zehlendorf  

 

Kopien dieses Bescheides erhalten:  

• die Senatsverwaltung Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, 

• die zuständige Bundespolizeidirektion und  

• die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin Brandenburg  

 

Die Entscheidung über die Gebühren und Auslagen beruht auf § 1 i. V. m. § 22 Abs. 3 und 4 

des Bundesgebührengesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen Gebührenverordnung des 

Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für individuell zurechenbare 

öffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes (Besondere Gebührenverordnung 

Eisenbahn-Bundesamt – EBA BGebV). Über die Höhe ergehen gesonderte Bescheide. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen den vorstehenden Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim  

Eisenbahn-Bundesamt 

Außenstelle Berlin 

Steglitzer Damm 117 

12169 Berlin 

einzulegen. 

Die Widerspruchsfrist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb der oben 

genannten Frist bei einer anderen Außenstelle des Eisenbahn-Bundesamtes oder seiner 

Zentrale, 

Eisenbahn - Bundesamt 

Heinemannstraße 6 

53175 Bonn 

eingelegt wird. 

Der Widerspruch kann auch auf elektronischem Weg durch De-Mail in der Sendevariante mit 

bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-

Adresse lautet: poststelle@eba-bund.de-mail.de. 

 

 

mailto:poststelle@eba-bund.de-mail.de
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